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Einige Gedanken zur Vorbereitung der Richterwahl
Von JOSEF STREIT, Berlin

Der fortschreitende Prozeß der immer stärkeren Ein­
beziehung der Werktätigen in die Leitung des Staates 
macht es erforderlich, daß auch an die Art der Auswahl 
der Richter höhere Anforderungen gestellt werden. 
Entsprechend den Hinweisen des 33. Plenums des ZK und 
des V. Parteitages sollen die Richter für die Kreis- und 
Bezirksgerichte im Jahre 1960 von den jeweiligen 
Volksvertretungen gewählt werden. Erstmals in der 
deutschen Geschichte werden die arbeitenden Menschen 
mittels ihrer gewählten Abgeordneten die Möglichkeit 
haben, den vorgeschlagenen Richterkandidaten ihre Zu­
stimmung auszusprechen oder sie abzulehnen. Wie wird 
das geschehen? ,

Durch eine Vielzahl von Versammlungen oder ande­
ren Veranstaltungen wird der Kandidat der kritischen 
Wertung der Werktätigen unterzogen. Er wird dort 
über sein Leben und seine Arbeit sprechen und wird 
darlegen, wie er seine hohe Funktion auszuüben gedenkt, 
insbesondere wie er einen engen Kontakt mit den Werk­
tätigen halfen wird. In diesen Aussprachen wird sich 
bereits ein enges Verhältnis zwischen dem Kandidaten 
und den Werktätigen herausbilden, wird die Grundlage 
für die späteren Beziehungen zwischen dem Gericht und 
den Werktätigen geschaffen werden.

Wenn auch bei den bisherigen Ernennungen der Rich­
ter durch das Ministerium der Justiz bereits große 
Sorgfalt bei der Auswahl der Richter geübt wurde, so 
stellt doch eine Wahl der Richter eine noch höhere Qua­
lität der Auslese dar. Die Volksvertretungen werden 
nur solchen Kandidaten ihre Zustimmung geben, die 
sich auf ihrem bisherigen Arbeitsgebiet voll bewährt 
haben, deren sozialistisches Rechtsbewußtsein die Ge­
währ dafür gibt, daß sie das ihnen entgegengebrachte 
Vertrauen verdienen.

Der Richter in der Deutschen Demokratischen Repu­
blik muß ein verläßlicher politischer Funktionär sein, 
er muß sich auf der Höhe der Aufgaben befinden und 
in seiner richterlichen Tätigkeit die Politik der Partei, 
der Nationalen Front und der Regierung durchsetzen 
helfen. Der in Zukunft gewählte Richter wird vor dem 
Antritt seiner Funktion ein Gelöbnis ablegen, das ihn 
zur Treue zum Volk, zum Staat der Arbeiter und 
Bauern und dessen sozialistischer Entwicklung ver­
pflichtet. Das bedeutet, daß die Richter sich niemals 
über das Volk erheben oder dessen Interessen zuwider­
handeln dürfen.

Unsere Rechtsprechung dient dem Aufbau des Sozia­
lismus. Aus dieser Zielsetzung ergibt sich auch die 
Notwendigkeit der breiten Teilnahme des Volkes an 
der Gerichtsbarkeit. Das wurde bisher gesichert durch 
eine große Zahl von Schöffen aus den Reihen aller 
Schichten des Volkes und eine Vielzahl und Mannig­
faltigkeit von Justizveranstaltungen. Die zukünftige 
Wahl der Richter und eine systematische Rechenschafts­
legung der Richter vor den Volksvertretungen bedeutet 
einen weiteren Schritt vorwärts. Von großer Bedeutung 
werden auch die Analysen über die Bewegung der Kri­
minalität sein, die die Gerichte an die Volksvertretun­
gen geben. Die gründliche Beratung dieser Berichte in 
den Volksvertretungen wird dieser helfen, ihrerseits 
einen großen Beitrag zur Bekämpfung negativer Er­
scheinungen in der Gesellschaft zu leisten.

Die Wahl der Richter durch die Volksvertretungen 
und die dadurch bedingte engere Bindung der Richter 
an die gesamte staatliche Leitung wird ferner dazu 
beitragen, daß alle Erscheinungen sowohl subjektivisti- 
scher als auch liberalistischer Auffassungen schneller 
überwunden werden. Die durch die Wahl der Richter 
entstehenden neuen Beziehungen zu den örtlichen Or­
ganen werden, in der Perspektive gesehen, auch ein 
wirksames Mittel gegen den an den Gerichten noch 
vorhandenen Formalismus sein. Wenn man vom For­
malismus in der Justiz spricht, muß man zwei Dinge 
unterscheiden. Das ist einerseits der Ablauf eines ge­
richtlichen Verfahrens nach gesetzlich genau vorge­
schriebenen Prozeßvorschriften und die damit ver­
bundene Starrheit in der Behandlung eines Verfahrens, 
dessen Inhalt aber einen lebendigen Konflikt darstellt. 
Dies wird besonders deutlich in unserem Zivilprozeß, 
dessen alte Form dem neuen Inhalt nicht mehr gerecht 
wird.

Doch nicht von dieser Seite des Formalismus soll hier 
gesprochen werden, sondern von der noch immer anzu- 
treffenden ungenügenden Betrachtung einer Sache in 
all ihren Zusammenhängen. Nehmen wir einen ein­
fachen Diebstahlsfall. Jeder Diebstahl unterscheidet 
sich vom anderen durch die Art der Begehung, durch 
den entstandenen Schaden, durch die Persönlichkeit des 
Täters, durch die Beweggründe, die zur Tat führten, 
u. a. m. Soll aber eine Strafe verhängt werden, so 
müssen alle Gesichtspunkte in ihrem engen Zusammen­
hang betrachtet werden. Eine wirklich gerechte Strafe 
ist doch nur eine solche Strafe, die allen konkreten Um­
ständen des Falles Rechnung trägt. Eine wirklich ge­
rechte Strafe kann auch nur der Richter finden, bei dem 
völlige Klarheit darüber besteht, welchen Zweck die 
Strafe allgemein hat und gegen welchen Täter welche 
Strafe verhängt werden soll. In der Praxis zeigt sich, 
daß diese Klarheit mitunter noch fehlt.

Der Zweck der Strafe ist in unserem Staat in erster 
Linie die Unschädlichmachung der Feinde des werk­
tätigen Volkes. Personen, die sich außerhalb unseres 
Staates stellen* indem sie die Fundamente des Staates 
angreifen, werden an der Ausübung weiterer Ver­
brechen gehindert und hart bestraft. Auch bei Straf­
taten deklassierter Elemente und notorisch Rückfälliger 
sind harte Strafen notwendig. Anders verhält es sich 
mit Personen, die. aus mangelnder Disziplin oder aus 
einem zurückgebliebenen Verantwortungsbewußtsein 
einen Rechtsbruch begangen haben; in solchen Fällen 
hat das Gericht Erziehungsmaßnahmen anzuwenden.

Wir sehen also, daß bei der Festlegung der Strafe und 
des Strafmaßes eine Reihe von Gesichtspunkten berück­
sichtigt werden müssen:
1. der Grad der Gefährlichkeit der Tat für die Gesell­

schaft unter besonderer Beachtung der Art der 
Durchführung der Straftat;

2. die Folgen der Tat; ■'’
3. der Grad der Schuld des Täters;
4. die Persönlichkeit des Täters;
5. erschwerende oder mildeme Umstände und die Mög­

lichkeiten der Besserung des Täters.
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